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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


— Nr 20 


r. 4400.) Staͤdte⸗Ordnung für die Provinz Weſtphalen. Vom 19. März 1856, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen 36 ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: a er 
H. 1. 


Die gegenwärtige Staͤdte⸗Ordnung findet nur auf diejenigen Staͤdte in 
der Provinz Weſtphalen Anwendung, in denen bei Verkuͤndigung der Gemeinde⸗ 
Ordnung vom 11. Maͤrz 1850. die revidirte Staͤdte⸗Ordnung vom 17. März 
1831. galt, oder in denen gegenwaͤrtig der Titel II. der Gemeinde⸗Ordnung 
vom 11. März 1850. gilt, auf letztere jedoch nur dann, wenn ſie — bei Ein⸗ 
fuͤhrung jener Gemeinde-Ordnung in Stelle der daſelbſt geltend geweſenen Land⸗ 
gemeinde⸗Ordnung vom 31. Oktober 1841. — aus dem Amts⸗ (Sammtgemeinde⸗) 
Verbande ausgeſchieden ſind, in welchem fie bis dahin mit den Ländlichen Ge⸗ 
meinden geſtanden haben. 

In eine ſolche Stadt kann jedoch, wenn die Vertretung der Stadt⸗ 
Gemeinde durch einen, nach zweimaliger, mit einem Zwiſchenraum von mindeſtens 
acht Tagen vorgenommenen Berathung, gefaßten Beſchluß darauf antraͤgt, nach 
Vernehmung des Kreistages, durch Koͤnigliche Verordnung die Landgemeinde⸗ 
Ordnung mit denjenigen Modifikationen eingefuͤhrt werden, welche fuͤr dieſen 
Fall in der Landgemeinde-Ordnung fuͤr die Provinz Weſtphalen vom heutigen 
Tage angeordnet werden. ö b 


Titel I. 
Von den Grundlagen der ſtaͤdtiſchen Verfaſſung. 


H. 2. 


Den ftädtifchen Gemeindebezirk (Stadtbezirk) bilden alle diejenigen Grund⸗ 

ſtuͤcke, welche demſelben bisher angehoͤrt haben. 
Grundſtuͤcke, welche bisher noch keinem Gemeindebezirke oder keinem 
Jahrgang 1856. (Ir. 4400.) 32 ſelbſt⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 16. Mai 1856, 
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ſelbſtſtaͤndigen Gutsbezirke (F. 3. der Landgemeinde⸗Ordnung) angehört haben, 
koͤnnen nach Vernehmung der Betheiligten und nach Anhoͤrung des Kreistages 
unter Genehmigung des Oberpraͤſidenten mit dem Stadtbezirke vereinigt werden. 

Eine Vereinigung eines laͤndlichen Gemeinde- oder eines ſelbſtſtaͤndigen 
Gutsbezirks mit einer Stadtgemeinde kann nur unter Zuſtimmung der Vertre⸗ 
tungen der betheiligten Gemeinden, ſowie des betheiligten Gutsbeſitzers, nach 
Anhoͤrung des Kreistages mit Genehmigung des Koͤnigs erfolgen. 

Die Abtrennung einzelner Grundſtuͤcke von einem Stadtbezirke und de⸗ 
ren Vereinigung mit einem angrenzenden Gemeinde- oder ſelbſtſtaͤndigen Guts⸗ 
bezirk, ſowie die Abtrennung einzelner, bisher zu einer anderen Gemeinde oder 
zu einem ſelbſtſtaͤndigen Gute gehoͤrenden Grundſtuͤcke und deren Vereinigung 
mit einem angrenzenden Stadtbezirk kann nach Anhoͤrung des Kreistages mit 
Genehmigung des Miniſters des Innern vorgenommen werden, wenn außer 
den Vertretungen der betheiligten Gemeinden und den betheiligten Gutsbeſitzern 
auch die Eigenthuͤmer jener Grundſtuͤcke darin einwilligen. In Ermangelung 
der Einwilligung aller Betheiligten kann eine Veraͤnderung dieſer Art in den 
Gemeinde- oder Gutsbezirken nur in dem Falle, wenn dieſelbe im öffentlichen 
Intereſſe als nothwendiges Beduͤrfniß ſich ergiebt und alsdann nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Koͤnigs nach Vernehmung der Betheiligten und nach Anhoͤrung 
des Kreistages ſtattfinden. 

In allen vorſtehenden Faͤllen iſt der Beſchluß des Kreistages vor Ein— 
holung der höheren Genehmigung den Betheiligten nachrichtlich mitzutheilen. 

Wo und ſoweit in Folge einer derartigen Veraͤnderung eine Auseinan⸗ 
derſetzung zwiſchen den Betheiligten ſich als nothwendig ergiebt, iſt ſolche im 
Verwaltungswege zu bewirken. f 

Wird hierbei eine Uebereinkunft unter den Betheiligten vermittelt, ſo ge⸗ 
nuͤgt die Genehmigung der Regierung; im Falle des Widerſpruchs entſcheidet 
der Oberpraͤſident. 

Privatrechtliche Verhaͤltniſſe dürfen durch dergleichen Veraͤnderungen nie: 
mals geſtoͤrt werden. 

Eine jede ſolche Veraͤnderung iſt durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 
Veraͤnderungen, welche bei Gelegenheit einer Gemeinheitstheilung vorkommen, 
unterliegen dieſen Beſtimmungen nicht. ; 


H. 3. 


Alle Einwohner des Stadtbezirks, mit Ausnahme der ſervisberechtigten 
Militairperſonen des aktiven Dienſtſtandes, gehoͤren zur Stadtgemeinde. 

Als Einwohner werden diejenigen betrachtet, welche in dem Stadtbezirk 
nach den Beſtimmungen der Geſetze ihren Wohnſitz haben. 


H. 4. 


Alle Einwohner des Stadtbezirks find zur Mitbenutzung der öffentlichen 
Gemeindeanſtalten der Stadt berechtigt, und zur Theilnahme an den ſtaͤdtiſchen 
Gemeindelaſten nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes verpflichtet. i 

Die Beſtimmungen beſonderer Stiftungen, welche mit dergleichen ſtaͤdti⸗ 
ſchen 


ſchen Gemeindeanſtalten verbunden find, ſowie die hinſichtlich ſolcher Anſtalten 
auf beſonderen Titeln beruhenden Privatrechte, werden hierdurch nicht beruͤhrt. 

Wer, ohne in dem Stadtbezirk zu wohnen, daſelbſt Grundbeſitz hat, oder 
ein ſtehendes Gewerbe betreibt, iſt dennoch verpflichtet, an denjenigen Laſten 
Theil zu nehmen, welche auf den Grundbeſitz oder das Gewerbe, oder auf das 
aus jenen Quellen fließende Einkommen gelegt ſind. 

Dieſelbe Verpflichtung haben juriſtiſche Perſonen, welche in dem Stadt: 
bezirke Grundeigenthum befißen, oder ein ſtehendes Gewerbe betreiben. 

Wo ſtaͤdtiſche Gemeindeabgaben durch Zuſchlaͤge zur Klaſſen- oder klaſ⸗ 
fifizirten Einkommenſteuer erhoben werden, muͤſſen alle diejenigen, welche im 
Stadtbezirke ſich aufhalten, um dort ihren Unterhalt zu erwerben, ſobald ſie 
daſelbſt eine dieſer Steuern zu entrichten haben, auch die gedachten Zuſchlaͤge 
zahlen. Wo eine Kommunalſteuer anderer Art eingeführt iſt, find dergleichen 
Perſonen bei einem Aufenthalte von mehr als drei Monaten im Stadtbezirke 
vom Ablaufe des dritten Monats an zu jener Steuer beizutragen verpflichtet. 

Zu den auf den Grundbeſitz oder auf das ſtehende Gewerbe gelegten 
Laſten ſind auch die im H. 3. erwaͤhnten Militairperſonen verpflichtet, wenn ſie 
im Stadtbezirke mit Grundeigenthum angeſeſſen ſind oder ein ſtehendes Ge⸗ 
werbe treiben. Von anderen direkten Gemeindeabgaben und Laſten ſind die⸗ 
ſelben, mit Ausnahme der Militairaͤrzte ruͤckſichtlich ihres Einkommens aus 
einer Civilpraxis, frei. Von Verbrauchsabgaben bleiben nur die Militair⸗ 
Speiſeeinrichtungen und aͤhnliche Anſtalten in dem bisherigen Umfange befreit. 
3 Die in dem Geſetze, betreffend die Aufhebung der Grundftenerbefreiun- 
gen vom 24, Februar 1850. H. 2. (Geſetz⸗Sammlung S. 62.) bezeichneten 
ertragsunfaͤhigen oder zu einem oͤffentlichen Dienſte oder Gebrauche beſtimmten 
Grundſtuͤcke ſind nach Maaßgabe der Kabinetsorder vom 8. Juni 1834. (Ge⸗ 
ſetz Sammlung S. 87.), die Dienſtgrundſtuͤcke der Geiſtlichen, Kirchendiener 
und Elementarſchullehrer aber uͤberhaupt von den Gemeindeauflagen befreit. 

Denjenigen Staatswaldungen, welche ſeither von den nach dem Grund⸗ 
ſteuerfuße vertheilten Gemeindelaſten befreit geweſen ſind, verbleibt fernerhin 
dieſe Befreiung, dagegen bleibt auch das Regulativ wegen Heranziehung der 
Staatswaldungen zum Wegebau vom 17. November 1841. (Geſetz-Samm⸗ 
lung S. 405.) fortbeſtehen. 

Zeitweilige Befreiungen von Gemeindeabgaben und Leiſtungen fuͤr neu 
bebaute Grundſtuͤcke ſind zulaͤſſig. 

Alle ſonſtige, nicht perſoͤnliche Befreiungen koͤnnen von den Stadtgemein⸗ 
den abgeloͤſt werden, und hoͤren auf, wenn die Entſchaͤdigung feſtgeſtellt und 
gezahlt iſt; bis dahin beſtehen dieſelben in ihrem bisherigen Umfange fort, er⸗ 
le e ſich jedoch nur auf den gewoͤhnlichen Zuſtand, nicht auf außerordent⸗ 
iche Leiſtungen. N f 

Die Befreiung und der Anſpruch auf Entſchaͤdigung erloͤſchen, wenn ſie 
in Städten, wo die Gemeinde⸗Ordnung vom 11. Maͤrz 1850, bereits eingeführt 
iſt, nicht binnen Jahresfriſt nach deren Einfuhrung bei dem Gemeindevorſtande 
(Magiſtrate) angemeldet ſind, und in den anderen Staͤdten nicht binnen Jah⸗ 
resfriſt nach Einführung der gegenwaͤrtigen Staͤdteordnung bei demſelben an⸗ 
gemeldet werden. Die Entſchädigung wird zum zwanzigfachen Betrage des 
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Jahreswerthes der Befreiung nach dem Durchſchnitte der letzten zehn Jahre 

vor der Verkuͤndigung dieſer Staͤdte⸗Ordnung geleiſtet. Steht ein anderer Ent⸗ 
ſchaͤdigungsmaaßſtab durch ſpeziellen Rechtstitel feſt, fo hat es hierbei fein Be⸗ 
wenden. Der Entſchaͤdigungsbetrag wird durch Schiedsrichter, mit Ausſchluß 
der ordentlichen Rechtsmittel, feſtgeſtellt; von dieſen wird der eine von dem 
Beſitzer des bisher befreiten Grundſtuͤcks, der andere von der Gemeindevertre— 
tung ernannt. Der Obmann iſt, wenn ſich die Schiedsrichter uͤber deſſen Er— 
nennung nicht verſtaͤndigen koͤnnen, von der Aufſichtsbehoͤrde zu ernennen. 

Die Geiſtlichen, Kirchendiener und Elementarſchullehrer bleiben von den 
direkten perſoͤnlichen Gemeindeabgaben hinſichtlich ihres Dienſteinkommens in— 
ſoweit befreit, als ihnen dieſe Befreiung zur Zeit der Verkuͤndigung der Ge— 
meinde⸗Ordnung vom 14. März 1850. bereits zuſtand. 

Geiſtliche und Schullehrer bleiben von allen perſoͤnlichen Gemeindedien⸗ 
ſten, ſoweit dieſelben nicht auf ihnen gehörigen Grundſtuͤcken laſten, befreit; 
Kirchendiener inſoweit, als ihnen dieſe Befreiung zur Zeit der Verkuͤndigung 
der Gemeinde⸗Ordnung vom 11. März 1850. zuſtand. ö f 

ee übrigen perſoͤnlichen Befreiungen find ohne Entſchaͤdigung auf: 
gehoben. ö 

Wegen der Beſteuerung des Dienſteinkommens der Beamten ſind die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 11. Juli 1822. (Geſetz-⸗Sammlung ©. 184.) 
und der Kabinetsorder vom 14. Mai 1832. (Geſetz-Sammlung S. 145.) an⸗ 
zuwenden. ; 
Durch die in dieſen Geſetzen beſtimmten Geldbeitraͤge find die Beamten 
zugleich von perſoͤnlichen Dienſten frei. Sind ſie jedoch Beſitzer von Grund⸗ 
ficken, oder betreiben fie ein ſtehendes Gewerbe, fo muͤſſen fie die mit dieſem 
Grundbeſitz reſp. Gewerbe verbundenen perſoͤnlichen Dienſte entweder felbft 
oder fuͤr den Fall der Verhinderung durch Stellvertreter leiſten. 


$ 5. 


Das Buͤrgerrecht beſteht in dem Rechte zur Theilnahme an den Wah— 
len, ſowie in der Befähigung zur Uebernahme unbeſoldeter Aemter in der Ge— 
meindeverwaltung und zur Gemeindevertretung. Jeder ſelbſtſtaͤndige Preuße 
erwirbt daſſelbe, wenn er ſeit einem Jahre 


1) Einwohner des Stadtbezirks iſt und zur Stadtgemeinde gehört (§. 3.), 
2) keine Armenunterſtuͤtzung aus oͤffentlichen Mitteln empfangen, 

3) die ihn betreffenden Gemeindeabgaben bezahlt hat, und außerdem 

4) entweder 


> ein Wohnhaus im Stadtbezirk beſitzt ($. 16.), 
oder 
b) ein ſtehendes Gewerbe ſelbſtſtaͤndig als Haupterwerbsquelle und in 


Staͤdten von mehr als 10,000 Einwohnern mit wenigſtens zwei 
Gehuͤlfen ſelbſtſtaͤndig betreibt, i 


oder 
c) zur klaſſifizirten Einkommenſteuer veranlagt iſt, 
N f oder 
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oder i 
d) an 1 einen Jahresbetrag von mindeſtens vier Thalern 
entrichtet. i 
Steuerzahlungen und Hausbeſitz der Ehefrau werden dem 
Ehemanne, Steuerzahlungen und Hausbeſitz der minderjährigen, 
beziehungsweiſe der in vaͤterlicher Gewalt befindlichen Kinder, dem 
Vater angerechnet. 


In den Fällen, wo ein Haus durch Vererbung auf einen Anderen uͤber— 
geht, kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer des einjaͤhrigen Wohnſitzes 
die Beſitzzeit des Erblaſſers zu gute. ö 

Als ſelbſtſtaͤndig wird nach vollendetem vierundzwanzigſten Lebensjahre 
ein Jeder betrachtet, der einen eigenen Hausſtand hat, ſofern ihm nicht das 
Verfügungsrecht über fein Vermögen oder deſſen Verwaltung durch richter⸗ 
liches Erkenntniß entzogen iſt. 

Inwiefern uͤber die Erlangung des Buͤrgerrechts von dem Magiſtrat 
eine Urkunde (Buͤrgerbrief) zu ertheilen ift, bleibt den ſtatutariſchen Anordnun⸗ 
gen vorbehalten. s 

H. 6. 


Verlegt ein Buͤrger ſeinen Wohnſitz nach einer anderen Stadt, ſo kann 
ihm das Buͤrgerrecht in ſeinem neuen Wohnorte, wenn ſonſt die Erforderniſſe 
zur Erlangung deſſelben vorhanden ſind, durch den Magiſtrat, im Einverſtaͤnd⸗ 
niß mit der Stadtverordnetenverſammlung (F. 12.), ſchon vor Ablauf eines 
Jahres verliehen werden. Dieſe Beſtimmungen finden auch dann Anwendung, 
wenn der Beſitzer eines ſelbſtſtaͤndigen, einer Gemeinde gleichgeſtellten Gutes 
oder ein ſtimmberechtigter Einwohner einer Landgemeinde ſeinen Wohnſitz nach 
einer Stadt verlegt. 2 
: Der Magiſtrat ift im Einverſtaͤndniſſe mit der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung befugt, Maͤnnern, welche ſich um die Stadt verdient gemacht haben, ohne 
Ruͤckſicht auf die oben gedachten beſonderen Erforderniſſe, das Ehrenbuͤrger⸗ 
recht zu ertheilen, wodurch keine ſtaͤdtiſchen Verpflichtungen entſtehen. 


H. 7. : 

Wer in Folge rechtskraͤftigen Erkenntniſſes der bürgerlichen Ehre ver- 
luſtig geworden (H. 12. des Strafgeſetzbuches), verliert dadurch auch das Buͤr⸗ 
gerrecht und die Befähigung, daſſelbe zu erwerben. 

Wem durch rechtskraͤftiges Erkenntniß die Ausuͤbung der bürgerlichen 
Ehrenrechte unterfagt iſt ($. 21. des Strafgeſetzbuches), der iſt während der 
dafür in dem Erkenntniſſe feſtgeſetzten Zeit von der Ausuͤbung des Buͤrgerrechts 
ausgeſchloſſen. N 

Iſt gegen einen Buͤrger wegen eines Verbrechens die Verſetzung in den 
Anklageſtand oder wegen eines Vergehens, welches die Unterſagung der Aus- 
uͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen muß oder kann, die Ver⸗ 
weiſung an das Strafgericht ausgeſprochen, oder iſt derſelbe zur gerichtlichen 
Haft gebracht, ſo ruht die Ausuͤbung des ihm zuſtehenden Buͤrgerrechts ſo 
lange, bis die gerichtliche Unterſuchung beendigt iſt. Verfaͤllt ein Buͤrger in 

Or. 4400.) Kon⸗ 


* 
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Konkurs, ſo verliert er dadurch das Buͤrgerrecht. Die Befaͤhigung, daſſelbe 
wieder zu erlangen, kann ihm nach Beendigung des Konkursverfahrens von den 
Stadtbehoͤrden verliehen werden, jedoch dem Handelsmann, Schiffsrheder oder 
Fabrikbeſitzer erſt nach erfolgter Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. 

Das Bürgerrecht geht verloren, ſobald eins der zur Erlangung deſſel⸗ 
ben vorgeſchriebenen Erforderniſſe bei dem bis dahin dazu Berechtigten nicht 


mehr zutrifft. 
8 8. 

Wer in einer Stadt ſeit einem Jahre mehr als einer der drei hoͤchſtbeſteuer— 
ten Einwohner ſowohl an direkten Staats- als an Gemeinde-Abgaben entrich⸗ 
tet, iſt, auch ohne im Stadtbezirke zu wohnen oder ſich daſelbſt aufzuhalten, 
berechtigt, an den Wahlen Theil zu nehmen, falls bei ihm die uͤbrigen Erfor⸗ 
derniſſe dazu vorhanden ſind. f 

Daſſelbe Recht haben juriſtiſche Perſonen, wenn ſie in einem ſolchen 
Maaße in der Gemeinde beſteuert find, 


i H. 9. 

Die Stadtgemeinden ſind Korporationen; denſelben ſteht die Selbſtver— 

waltung ihrer Angelegenheiten nach naͤherer Vorſchrift dieſes Geſetzes zu. 
$. 10. 

In den Städten wird ein Magiſtrat (kollegialiſcher Gemeindevorſtand) 
und eine Stadtverordnetenverſammlung gebildet, welche nach naͤherer Vorſchrift 
dieſes Geſetzes dieſelben vertreten. Der Magiſtrat iſt die Obrigkeit der Stadt 
und verwaltet die ſtaͤdtiſchen Gemeindeangelegenheiten. (Die Ausnahme beſtimmt 
Titel VIII.). f 

H. 1 * 


Jede Stadt iſt befugt, beſondere ſtatutariſche Anordnungen zu treffen: 
1) uͤber ſolche Angelegenheiten der Stadtgemeinde, ſowie uͤber ſolche Rechte 
und Pflichten ihrer Mitglieder, hinſichtlich deren das gegenwaͤrtige Ge⸗ 
een geſtattet oder keine ausdruͤcklichen Beſtimmungen 
enthaͤlt; . g 
2) uͤber ſonſtige eigenthuͤmliche Verhaͤltniſſe und Einrichtungen, insbeſondere 
hinſichtlich der den gewerblichen Genoſſenſchaften bei Eintheilung der 
ſtimmfaͤhigen Buͤrger und bei Bildung der Wahlverſammlungen und der 
ſtaͤdtiſchen Vertretung zu gewaͤhrenden angemeſſenen Beruͤckſichtigung. 
Dergleichen Anordnungen beduͤrfen der Beſtaͤtigung des Oberpraͤſidenten. 


Titel II. . 
Von der Zuſammenſetzung und Wahl der Stadtverordneten— 
a Verſammlung. a 
H. 12. 
Die Stadtverordnetenverſammlung beſteht ö b 
aus 12 Mitgliedern in Stadtgemeinden von weniger als 2,500 Einwohnern, 
aus 
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aus 18 Mitgliedern in Gemeinden von 2,500 bis 5,000 Einwohnern, 
2 = 


5 : 5 5 5,0 1 „40,000 
30 5 : ; - 10,001 = 20,000  - 
36 5 : 5 - 20,001 30,000 


In Gemeinden von mehr als 30,000 Einwohnern treten fuͤr jede weis 
teren 20,000 Einwohner ſechs Stadtverordnete hinzu. 

Wo die Zahl der Stadtverordneten bisher eine andere geweſen iſt, ver⸗ 
bleibt es bei dieſer Zahl, bis durch ſtatutariſche Anordnung, welcher uͤberhaupt 
abweichende Feſtſetzungen uͤber die Zahl der Stadtverordneten vorbehalten wer⸗ 
den, eine Aenderung getroffen iſt. 


§. 13. 


Zum Zweck der Wahl der Stadtverordneten werden die ſtimmfaͤhigen 
Bürger (§§. 9. bis 8.) nach Maaßgabe der von ihnen zu entrichtenden direk⸗ 
ten Staatsſteuern (Grund⸗, Einkommen-, Klaſſen- und Gewerbeſteuer) und 
Gemeindeſteuern in drei Abtheilungen getheilt. 

Die erſte Abtheilung beſteht aus denjenigen, auf welche die hoͤchſten 
Betraͤge bis zum Belaufe eines Drittels des Geſammtbetrages der Steuern 
aller ſtimmfaͤhigen Buͤrger fallen. 

Die uͤbrigen ſtimmfaͤhigen Buͤrger bilden die zweite und dritte Abthei⸗ 
lung; die zweite reicht bis zum zweiten Drittel der Geſammtſteuer aller ſtimm⸗ 
faͤhigen Buͤrger. 

In die erſte, beziehungsweiſe zweite Abtheilung, gehoͤrt auch derjenige, 
e nur theilweiſe in das erſte, beziehungsweiſe zweite Drit⸗ 
tel faͤllt. ge 
Steuern, die für Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb in einer anderen Ge⸗ 
meinde entrichtet werden, ſowie die Steuer fuͤr die im Umherziehen betriebenen 
Gewerbe, ſind bei der Bildung der Abtheilungen nicht anzurechnen. 

Kein Waͤhler kann zweien Abtheilungen zugleich angehoͤren. g 

Laͤßt ſich weder nach dem Steuerbetrage, noch nach der alphabetiſchen 
Ordnung der Namen beſtimmen, welcher unter mehreren Waͤhlern zu einer be⸗ 
ſtimmten Abtheilung zu rechnen iſt, ſo entſcheidet das Loos. 

Jede Abtheilung waͤhlt ein Drittel der Stadtverordneten, ohne dabei an 

die Waͤhler der Abtheilung gebunden zu fein, 


§. 14. 


Gehoͤren zu einer Abtheilung mehr als fuͤnfhundert Waͤhler, ſo kann 
die Wahl derſelben nach dazu gebildeten Wahlbezirken geſchehen. 

Enthaͤlt eine Stadtgemeinde mehrere Ortſchaften, ſo kann dieſelbe mit 
Ruͤckſicht hierauf in Wahlbezirke eingetheilt werden. 5 15 
Die Anzahl und die Grenzen der Wahlbezirke, ſowie die Anzahl der 
von einem jeden derſelben zu waͤhlenden Stadtverordneten, werden nach Maaß⸗ 
gabe der Zahl der ſtimmfaͤhigen Buͤrger von dem Magiſtrat feſtgeſetzt. 


(Nr. 4400.) H. 15. 
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$. 15. 


Bei Stadtgemeinden, welche mehrere Ortſchaften enthalten, kann die 
Regierung nach Verhaͤltniß der Einwohnerzahl beſtimmen, wie viel Mitglieder 
der Stadtverordnetenverſammlung aus jeder einzelnen Ortſchaft zu waͤhlen ſind. 


H. 16. 


Die Haͤlſte der von jeder Abtheilung zu waͤhlenden Stadtverordneten 
muß aus Hausbeſitzern (Eigenthuͤmern, Nießbrauchern und ſolchen, die ein 
erbliches Beſitzrecht haben) beſtehen. b 

$. 17. 

Stadtverordnete koͤnnen nicht ſein: 

1) diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behoͤrden, durch welche 

die Aufſicht des Staats uͤber die Städte ausgeuͤbt wird (§. 76.); 

2) die Mitglieder des Magiſtrats und alle beſoldeten Gemeindebeamten 

(die Ausnahmen beſtimmen $$. 72. und 73.); | 

3) die Geiſtlichen, Kirchendiener und Elementarlehrer; 
4) die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die techniſchen Mitglieder der 

Handels-, Gewerbe- und aͤhnlicher Gerichte nicht zu zahlen ſind; 

5) die Beamten der Staatsanwaltſchaft; 
6) die Polizeibeamten. 

Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder der 
Stadtverordnetenverſammlung fein. Sind dergleichen Verwandte zugleich er= 
waͤhlt, ſo wird der aͤltere allein zugelaſſen. 5 


$. 18. 


Die Stadtverordneten werden auf ſechs Jahre gewaͤhlt. Jedoch verliert 
jede Wahl ihre Wirkung, ſobald einer der Faͤlle eintritt, in denen nach den 
Beſtimmungen im F. 7. der Gewählte des Buͤrgerrechts verluſtig geht oder 
von der Ausuͤbung deſſelben fuͤr eine gewiſſe Zeit ausgeſchloſſen wird. 

Tritt einer der Fälle ein, in denen nach jenen Beſtimmungen die Aus⸗ 
uͤbung des Buͤrgerrechts ruhen muß, ſo iſt der Gewaͤhlte zugleich von der 
Theilnahme an den Geſchaͤften der Stadtverordnetenverſammlung einſtweilen 
bis zum Austrage der Sache ausgeſchloſſen. f 

Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittheil der Mitglieder aus und wird durch 
neue Wahlen erſetzt. Die das erſte und zweite Mal Ausſcheidenden werden 
fuͤr jede Abtheilung durch das Loos beſtimmt. 


H. 19. 


Eine Lifte der ſtimmfaͤhigen Bürger, welche die erforderlichen Eigenſchaf⸗ 
ten derſelben nachweiſt, wird von dem Magiſtrat gefuͤhrt und alljaͤhrlich im 
Juli berichtigt. 
Die Lifte wird nach den Wahlabtheilungen und im Falle des H. 14. 
nach den Wahlbezirken eingetheilt. 
s H. 20. 
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H. 20. 


Vom 1. bis 15. Juli ſchreitet der Magiſtrat zur Berichtigung der Lifte, 
Vom 15. bis zum 30. Juli wird die Liſte in einem oder mehreren zur 
oͤffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen in der Stadtgemeinde offen gelegt. 

Während dieſer Zeit kann jeder Einwohner der Stadtgemeinde gegen 
die Richtigkeit der Liſte bei dem Magiſtrate Einwendungen erheben. 

Die Stadtoerordnetenverſammlung hat darüber bis zum 15. Auguſt zu 
beſchließen; der Beſchluß bedarf der Zuſtimmung des Magiſtrats; verſagt dies 
fer die Zuſtimmung, fo iſt nach Vorſchrift des F. 36. zu verfahren. f 

Iſt in dieſem Falle über die Einwendungen von der Regierung entſchie⸗ 
den, ſo findet eine Berufung an letztere von Seiten desjenigen, welcher die Ein⸗ 
wendungen erhoben hat, nicht weiter ſtatt; in allen anderen Faͤllen ſteht dem⸗ 
ſelben innerhalb zehn Tagen nach Mittheilung des Beſchluſſes der Stadtver⸗ 
ordneten der Rekurs an die Regierung zu, welche binnen vier Wochen ohne 
Zulaſſung einer weiteren Berufung entſcheidet. : ; : 

Soll der Name eines einmal in die Lifte aufgenommenen Einwohners 
wieder ausgeſtrichen werden, ſo iſt ihm dieſes acht Tage vorher von dem Ma⸗ 
giſtrat unter Angabe der Gruͤnde mitzutheilen. 


H. 21. 


Die Wahlen zur regelmaͤßigen Ergaͤnzung der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung finden alle zwei Jahre im November ſtatt. Die Wahlen der dritten Ab⸗ 
theilung erfolgen zuerſt, die der erſten zuletzt. 5 

Außergewöhnliche Wahlen zum Erſatze innerhalb der Wahlperiode aus⸗ 
geſchiedener Mitglieder muͤſſen angeordnet werden, wenn die Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung oder der Magiſtrat oder die Regierung es fuͤr erforderlich er⸗ 
achten. Der Erſatzmann bleibt nur bis zum Ende derjenigen Wahlperiode in 
Thaͤtigkeit, auf welche der Ausgeſchiedene gewaͤhlt war. a a 

Alle Ergaͤnzungs⸗ oder Erſatzwahlen werden von denſelben Abtheilungen 
und Wahlbezirken ($. 14.) vorgenommen, von denen der Ausgeſchiedene ge⸗ 
wählt war. ft die Zahl der zu waͤhlenden Stadtverordneten nicht durch drei 
theilbar, ſo iſt, wenn nur Einer uͤbrig bleibt, dieſer von der zweiten Abthei⸗ 
lung zu wählen. Bleiben zwei uͤbrig, ſo waͤhlt die erſte Abtheilung den Einen 
und die dritte Abtheilung den Andern. 


§. 22. 


Der Magiſtrat hat jederzeit die nöthigen Beſtimmungen zur Ergaͤnzung 
der erforderlichen Anzahl von Hausbeſitzern (F. 16.) zu treffen. g f 

Iſt die Zahl der Hausbeſitzer, welche zu wählen find, nicht durch die 
Zahl der Wahlbezirke theilbar, ſo wird die Vertheilung auf die einzelnen Wahl⸗ 
Bezirke durch das Loos beſtimmt. f a 
N Mit dieſer Beſchraͤnkung koͤnnen die ausſcheidenden Stadtverordneten 
jederzeit wieder gewaͤhlt werden. . 


Jahrgang 1856. (Nr. 4400.) 33 $. 23. 


— 246 — 


H. 23. 


Vierzehn Tage vor der Wahl werden die in der Liſte ($$. 19. und 20.) 
verzeichneten Waͤhler durch den Magiſtrat zu den Wahlen mittelſt ſchriftlicher 
Einladung oder ortsuͤblicher Bekanntmachung berufen. 

Die Einladung oder Bekanntmachung muß das Lokal, die Tage und die 
Stunden, in welchen die Stimmen bei dem Wahlvorſtande abzugeben find, ges 
nau beſtimmen. 


H. 24. 


Der Wahlvorſtand beſteht in jedem Wahlbezirk aus dem Buͤrgermeiſter 
oder einem von dieſem ernannten Stellvertreter als Vorſitzenden und aus zwei 
von der Stadtverordnetenverſammlung gewählten Beiſitzern. Für jeden Bei⸗ 
ſitzer wird von der Stadtverordnetenverſammlung ein Stellvertreter gewaͤhlt. 


H. 25. | 


Jeder Wähler muß dem Wahlvorſtande mündlich und vernehmlich zu 
Protokoll erklären, wem er feine Stimme geben will. Er hat fo viele Perſo⸗ 
nen zu bezeichnen, als zu waͤhlen ſind. 

a Nur die im H. 8. erwaͤhnten juriſtiſchen oder außerhalb des Stadtbezirks 

wohnenden, hoͤchſtbeſteuerten Perſonen koͤnnen ihr Stimmrecht durch Bevoll⸗ 
maͤchtigte ausuͤben. Die Bevollmächtigten muͤſſen ſelbſt ſtimmfaͤhige Bürger 
ſein. Iſt die Vollmacht nicht in beglaubigter Form ausgeſtellt, ſo entſcheidet 
uͤber die Anerkennung derſelben der Wahlvorſtand endguͤltig. 


$. 26. 


Gewählt find diejenigen, welche bei der erſten Abſtimmung die meiften 
Stimmen und zugleich die abſolute Stimmenmehrheit (mehr als die Haͤlfte der 
Stimmen) erhalten haben. 5 8 

Wenn ſich bei der erſten Abſtimmung nicht fuͤr ſo viele Perſonen, als 
zu waͤhlen ſind, die abſolute Stimmenmehrheit ergeben hat, ſo wird zu einer 
zweiten Wahl geſchritten. 

Der Wahlvorſtand ſtellt die Namen derjenigen Perſonen, welche naͤchſt 
den Gewaͤhlten die meiſten Stimmen erhalten haben, ſo weit zuſammen, daß 
die doppelte Zahl der noch zu waͤhlenden Mitglieder erreicht wird. s 

Dieſe Zuſammenſtellung gilt alsdann als die Lifte der Waͤhlbaren. 

Zu der zweiten Wahl werden die Waͤhler durch eine das Ergebniß der 
erſten Wahl angebende Bekanntmachung des Wahlvorſtandes ſofort oder ſpaͤ⸗ 
teſtens innerhalb acht Tagen aufgefordert. Bei der zweiten Wahl iſt die ab⸗ 
ſolute Stimmenmehrheit nicht erforderlich. | 

Unter denjenigen, die eine gleiche Anzahl von Stimmen erhalten haben, 
giebt das Loos den Ausſchlag. Wer in mehreren Abtheilungen oder Bezirken 
gewaͤhlt iſt, hat zu erklären, welche Wahl er annehmen will. 


8 H. 27. 
Die Wahlprotofolle find von dem Wahlvorſtande zu unterzeichnen und 
vom 


_ 2 
vom Magiſtrate aufzubewahren. Der Magiſtrat hat das Ergebniß der voll⸗ 


endeten Wahlen ſofort bekannt zu machen. 

Geegen das ſtattgehabte Wahlverfahren kann von jedem ſtimmfaͤhigen 
Buͤrger, innerhalb zehn Tagen nach der Bekanntmachung, bei der Aufſichts⸗ 
Behoͤrde Beſchwerde erhoben werden. c 
ö Bei erheblichen Unregelmaͤßigkeiten hat die Aufſichtsbehoͤrde die Wahlen 
auf erfolgte Beſchwerde oder von Amtswegen innerhalb zwanzig Tagen nach 
der Bekanntmachung durch eine motivirte Entſcheidung fuͤr unguͤltig zu erklaͤren. 


$. 28. 


Die bei der regelmaͤßigen Ergaͤnzung neu gewaͤhlten Stadtverordneten 
treten mit dem Anfang des naͤchſtfolgenden Jahres ihre Verrichtungen an; 
die Ausſcheidenden bleiben bis zur Einfuͤhrung der neu gewaͤhlten Mitglieder 
in Thaͤtigkeit. f 

Der Magiſtrat hat die Einführung der Gewaͤhlten und deren Verpflich⸗ 
tung durch Handſchlag an Eidesſtatt anzuordnen. 


Titel III. 


Von der Zuſammenſetzung und Wahl des Magiſtrats. 

H. 29. 
Der Magiſtrat beſteht aus dem Buͤrgermeiſter, einem Beigeordneten oder | 
zweiten Buͤrgermeiſter als deſſen Stellvertreter, einer Anzahl von Schöffen 
(Stadtraͤthen, Rathsherren, Rathmaͤnnern) und, wo das Beduͤrfniß es erfor- 


dert, noch aus einem oder mehreren beſoldeten Mitgliedern (Syndikus, Kaͤm⸗ 
merer, Schulrath, Baurath ꝛc.). Es gehoͤren zum Magiſtrat in Stadtgemein⸗ 


den von weniger als 

2,500 Einwohnern 2 Schoͤffen, 
2,501 bis 10,000 E 4 = 
10,001 = 30,000 2 9 2073 


Bei mehr als 30,000 Einwohnern treten fuͤr jede weiteren 20,000 Ein⸗ 
wohner zwei Schoͤffen hinzu. d 
f Wo die Zahl der Mitglieder des Magiſtrats bisher eine andere geweſen 
iſt, verbleibt es bei dieſer Zahl, bis durch ſtatutariſche Anordnung, welcher 
uͤberhaupt abweichende Feſtſetzungen über die Zahl der Magiſtrats mitglieder 
vorbehalten werden, eine Aenderung getroffen iſt. ; 


H. 30, 
Mitglieder des Magiſtrats koͤnnen nicht fein: 
1) diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behoͤrden, durch 
welche die Aufſicht des Staats uͤber die Städte ausgeuͤbt wird ($. 76.); 
2) die Stadtverordneten und Gemeinde-Unterbeamten; 
3) Geiſtliche, Kirchendiener und Lehrer an cl Schulen; 


Ur. 4400.) 4) die 
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40 die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die techniſchen Mitglieder der 
Handels-, Gewerbe- und aͤhnlicher Gerichte nicht zu zahlen find; 

5) die Beamten der Staatsanwaltſchaft; N 

6) die Polizeibeamten. 


Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, Bruͤder und 
Schwaͤger duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des Magiſtrats ſein. f 

Entſteht die Schwaͤgerſchaft im Laufe der Wahlperiode, ſo ſcheidet das⸗ 
jenige Mitglied aus, durch welches das Hinderniß herbeigefuͤhrt worden iſt. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, ſowie Bruͤder, 
dürfen nicht zugleich Mitglieder des Magiſtrats und der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung ſein. 

Perſonen, welche die in dem Geſetze vom 7. Februar 1835. (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 18.) bezeichneten Gewerbe betreiben, koͤnnen nicht Buͤrger⸗ 
meiſter ſein. i 


§. 31. 


Die Beigeordneten und die Schöffen ($. 29.) werden auf ſechs Jahre, 
der Buͤrgermeiſter und die uͤbrigen beſoldeten Magiſtratsmitglieder auf zwoͤlf 
Jahre von den Stadtverordneten gewaͤhlt. Auch koͤnnen Beigeordnete 
mit Beſoldung angeſtellt werden, und erfolgt in dieſem Falle deren Wahl 
gleichfalls auf zwoͤlf Jahre. Die Wahl des Buͤrgermeiſters und der übrigen 
beſoldeten Magiſtratsmitglieder kann auch auf Lebenszeit erfolgen. Alle drei 
Jahre ſcheidet die Halfte der Schöffen aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. 
Die das erſtemal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die Aus: 
ſcheidenden koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. Wegen der außergewoͤhnlichen Er⸗ 
ſatzwahlen findet die Beſtimmung im $. 21. Anwendung. 


$. 32. 


Fuͤr jedes zu waͤhlende Mitglied des Magiſtrats wird beſonders abge⸗ 
ſtimmt; die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. Wird die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit bei der erſten Abſtimmung nicht erreicht, ſo werden diejenigen vier 
Perſonen, auf welche die meiſten Stimmen gefallen ſind, auf eine engere Wahl 
gebracht. Wird auch hierdurch die abſolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, 
ſo findet unter denjenigen zwei Perſonen, welche bei der zweiten Abſtimmung 
die meiſten Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl ſtatt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das Loos. N 


H. 33. 


Die gewählten Burgermeiſter, Beigeordneten, Schöffen und beſoldeten 
Magiſtratsmitglieder beduͤrfen der Beſtaͤtigung. Die Beſtaͤtigung ſteht zu: 
1) dem Koͤnige hinſichtlich der Buͤrgermeiſter und Beigeordneten in Staͤd⸗ 
ten von mehr als 10,000 Einwohnern, 
2 der Regierung hinſichtlich der Buͤrgermeiſter und Beigeordneten in Staͤd⸗ 
ten, welche nicht uͤber 10,000 Einwohner haben, ſowie hinſichtlich der 
Schoͤffen 
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Schöffen und der beſoldeten Magiſtratsmitglieder in allen Städten, ohne 
Unterſchied ihrer Groͤße. i f 


Wird die Beftätigung verſagt, fo ſchreitet die Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung zu einer neuen Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht beftätigt, fo iſt die 
Regierung berechtigt, die Stelle einſtweilen auf Koſten der Stadt kommiſſariſch 

verwalten zu laſſen. | | 
Daſſelbe findet ſtatt, wenn die Stadtverordneten die Wahl verweigern 
oder den nach der erſten Wahl nicht Beſtaͤtigten wieder erwaͤhlen ſollten. 
Die kommiſſariſche Verwaltung dauert ſo lange, bis die Wahl der 
Stadtverordnetenverſammlung, deren wiederholte Vornahme ihr jederzeit zu⸗ 
ſteht, die Beſtaͤtigung des Königs, beziehungsweiſe der Regierung, erlangt hat. 


F. 34. 


Die Mitglieder des Magiſtrats werden vor ihrem Amtsantritte durch 
den Buͤrgermeiſter in oͤffentlicher Sitzung der Stadtverordnetenverſammlung in 
Eid und Pflicht genommen; der Buͤrgermeiſter wird vom Regierungspraͤſiden⸗ 
ten oder einem von dieſem zu ernennenden Kommiſſar in oͤffentlicher Sitzung 
der Stadtverordnetenverſammlung vereidet. 


Titel IV. 
Von den Verſammlungen und Geſchaͤften der Stadtverordneten. 


H. 35. f 


Die Stadtverordnetenverſammlung hat über alle Gemeindeangelegenhei⸗ 
ten zu beſchließen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich dem Magiſtrate uͤberwie⸗ 
ſen ſind. Sie giebt ihr Gutachten uͤber alle Gegenſtaͤnde ab, welche ihr zu 
dieſem Zwecke durch die Aufſichtsbehoͤrde vorgelegt werden. Ueber andere 
als Gemeindeangelegenheiten duͤrfen die Stadtverordneten nur dann berathen, 
wenn ſolche durch beſondere geſetzliche Vorſchriften, oder in einzelnen Faͤllen 
durch Auftraͤge der Aufſichtsbehoͤrde, an ſie gewieſen ſind. 6 

„Die Stadtverordneten find an keinerlei Inſtruktion oder Auftraͤge der 
Waͤhler oder der Wahlbezirke gebunden. 


H. 36. 


5 Die Beſchluͤſſe der Stadtverordneten beduͤrfen, wenn ſie ſolche Angele⸗ 
genheifen betreffen, welche durch das Geſetzt dem Magiſtrate zur Ausfuͤhrung 
überwiefen find, der Zuſtimmung des letztern. Verſagt dieſer die Zuſtimmung, 
ſo hat er die Gruͤnde dieſer Verſagung der Stadtverordnetenverſammlung mit⸗ 
zutheilen. Erfolgt hierauf keine Verftändigung, zu deren Herbeifuͤhrung ſowohl 
von dem Magiſtrat als den Stadtverordneten die Einſetzung einer gemeinſchaft⸗ 
lichen Kommiſſton verlangt werden kann, ſo iſt die Entſcheidung der Regierung 
einzuholen. — Die Stadtverordnetenverſammlung darf ihre Beſchluͤſſe in kei⸗ 
nem Falle ſelbſt zur Ausfuͤhrung bringen. SEES Se 
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937 

Die Stadtverordnetenverſammlung kontrolirt die Verwaltung. Sie iſt 

daher berechtigt, ſich von der Ausfuͤhrung ihrer Beſchluͤſſe und der Verwen⸗ 

dung aller Gemeinde⸗Einnahmen Ueberzeugung zu verſchaffen. Sie kann zu die⸗ 

ſem Zwecke die Akten einſehen und Ausſchuͤſſe aus ihrer Mitte ernennen, zu 
denen der Buͤrgermeiſter ein Mitglied des Magiſtrats abzuordnen befugt iſt. 


$. 38. 


Die Stadtverordnetenverſammlung waͤhlt jaͤhrlich einen Vorſitzenden, ſo⸗ 
wie einen Stellvertreter deſſelben, und einen Schriftfuͤhrer, ſowie einen Stell⸗ 
vertreter deſſelben, aus ihrer Mitte. Doch kann auch die Stelle des Schrift: 
fuͤhrers ein von den Stadtverordneten nicht aus ihrer Mitte gewaͤhlter, in oͤf⸗ 
fentlicher Sitzung hierzu von dem Buͤrgermeiſter vereideter Protokollfuͤhrer 
vertreten. 

Dieſe Wahl erfolgt in dem F. 32. vorgeſchriebenen Verfahren. 

Die Stadtverordneten verſammeln ſich, ſo oft es ihre Geſchaͤfte erfordern. 

Der Magiſtrat wird zu allen Verſammlungen eingeladen und kann ſich 
durch Abgeordnete vertreten laſſen. Die Stadtverordneten koͤnnen verlangen, 
daß Abgeordnete des Magiſtrats dabei anweſend ſind. Der Magiſtrat muß 
gehoͤrt werden, ſo oft er es verlangt. 


H. 39. 


Die Zuſammenberufung der Stadtverordneten geſchieht durch den Vor⸗ 
ſitzenden; ſie muß erfolgen, ſobald es von einem Viertel der Mitglieder oder 
von dem Magiſtrat verlangt wird. ' 


H. 40. 


Die Art und Weiſe der Zuſammenberufung wird ein- fuͤr allemal von 
der Stadtverordnetenverſammlung feſtgeſtellt. 

Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtaͤnde der Ver⸗ 
handlung; mit Ausnahme dringender Faͤlle muß dieſelbe wenigſtens zwei freie 
Tage vorher ſtatthaben. ö 


$. 41. 


Durch Beſchluß der Stadtverordneten koͤnnen auch regelmaͤßige Sitzungs⸗ 
tage feſtgeſetzt, es muͤſſen jedoch auch dann die Gegenſtaͤnde der Verhandlung, 
mit Ausnahme dringender Faͤlle, mindeſtens zwei freie Tage vorher den Stadt⸗ 
verordneten und dem Magiſtrat angezeigt werden. 


$. 42. 


Die Stadtverordnetenverſammlung kann nur beſchließen, wenn mehr als 
die Hälfte der Mitglieder zugegen iſt. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, 
wenn die Stadtverordneten, zum zweiten Male zur Verhandlung über denſel⸗ 
ben 0 zuſammenberufen, dennoch nicht in genuͤgender Anzahl erſchie⸗ 
nen ſind. 

Bei 


N 5 

Bei der zweiten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung aus⸗ 
druͤcklich hingewieſen werden. 

8. | 

Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Wer nicht mitſtimmt, wird 
zwar als anweſend betrachtet, die Stimmenmehrheit wird aber lediglich nach 
der Zahl der Stimmenden feſtgeſtellt. 


H. 44. 


An Verhandlungen uͤber Rechte und Verpflichtungen der Stadtgemeinde 
darf derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem der Gemeinde in 
Widerſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung eine beſchlußfaͤhige Ver⸗ 
ſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der Magiſtrat, oder, wenn auch dieſer 
aus dem vorgedachten Grunde einen guͤltigen Beſchluß zu faſſen nicht befugt 
ift, die Regierung für die Wahrung des Gemeinde ⸗Intereſſes zu ſorgen und noͤ⸗ 
thigenfalls einen beſonderen Vertreter fuͤr die Stadtgemeinde zu beſtellen. Sollte 
ein Prozeß der Stadtgemeinde gegen alle oder mehrere Mitglieder des Magi⸗ 
ſtrats aus Veranlaſſung ihrer Amtsfuͤhrung nothwendig werden, ſo hat die 
Regierung auf Antrag der Stadtverordnetenverſammlung zur Fuͤhrung des Pro⸗ 
zeſſes einen Anwalt zu beſtellen. 


H. 45. 


Die Sitzungen der Stadtverordneten ſind oͤffentlich. Fuͤr einzelne Ge⸗ 
genftände kann durch beſonderen Beſchluß, welcher in geheimer Sitzung gefaßt 
wird, die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. Die Sitzungen duͤrfen nicht in 
Wirthshaͤuſern oder Schenken gehalten werden. 


H. 46. 


Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen, eröffnet und ſchließt die Sitzun⸗ 
gen und handhabt die Ordnung in der Verſammlung. Er kann jeden Zuhörer 
aus dem Sitzungszimmer entfernen laſſen, welcher oͤffentliche Zeichen des Bei— 
falls oder des Mißfallens giebt, oder Unruhe irgend einer Art verurſacht. 


H. 47. 


Die Beſchluͤſſe der Stadtverordnetenverſammlung und die Namen der 
dabei anweſend geweſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. 
Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens drei Mitgliedern unterzeichnet. 

Dem Magiſtrate muͤſſen alle Beſchluͤſſe der Stadtverordneten, auch die⸗ 
jenigen, welche ihm durch das Geſetz zur Ausfuͤhrung nicht uͤberwieſen ſind, 
mitgetheilt werden. a) 

Den Stadtverordnetenverſammlungen bleibt überlaffen, unter Zuſtimmung 
des Magiſtrats eine Geſchaͤftsordnung abzufaſſen, und darin Zuwiderhandlun⸗ 
gen der Mitglieder gegen die zur Aufrechthaltung der Ordnung gegebenen Vor⸗ 
ſchriften mit Strafen zu belegen; die Strafen koͤnnen nur in Geldbußen bis 
zu fuͤnf Thalern und bei mehrmals wiederholten Zuwiderhandlungen in der auf 
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eine gewiſſe Zeit oder für die Dauer der Wahlperiode zu verhaͤngenden Aus⸗ 
ſchließung aus der Verſammlung beſtehen. Verſagt der Magiſtrat ſeine Zu⸗ 
ſtimmung, fo tritt das im §. 36. vorgeſchriebene Verfahren ein. 


H. 48. 


Die Stadtverordneten beſchließen uͤber die Benutzung des Gemeinde⸗ 
Vermoͤgens; die Deklaration vom 26. Juli 1847. (Geſetz-Sammlung S. 327.) 
bleibt dabei maaßgebend. 

Ueber das Vermoͤgen, welches nicht der Gemeindekorporation in ihrer 
Geſammtheit gehört, kann die Stadtverordnetenverſammlung nur inſofern bes 
ſchließen, als ſie dazu durch den Willen der Betheiligten oder durch ſonſtige 
Rechtstitel berufen iſt. f 

Auf das Vermoͤgen der Korporationen und Stiftungen haben die zur 
Stadtgemeinde gehoͤrenden n (H. 3.) als ſolche, und auf dasjenige 
Vermoͤgen, welches blos den Hausbeſitzern oder anderen Klaſſen der Einwoh⸗ 
ner gehoͤrt, haben andere Perſonen keinen Anſpruch. 
| In Anſehung der Verwaltung und Verwendung des Vermoͤgens der 

Stiftungen bewendet es bei den ſtiftungsmaͤßigen Beſtimmungen. Soweit es 
hierbei auf den Begriff von Buͤrger ankommt, ſind die Beſtimmungen des 
gegenwärtigen Geſetzes (J. 5.) an ſich ſelbſt nicht maßgebend. 

§. 49. 

Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 

1) zur Veraͤußerung von Grundſtuͤcken und ſolchen Gerechtſamen, welche 

jenen geſetzlich gleichgeſtellt find; f 

2) zur Veraͤußerung oder weſentlichen Veraͤnderung von Sachen, welche 
einen beſonderen wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen oder Kunſtwerth haben, 
namentlich von Archiven; 

3) zu Anleihen, durch welche die Gemeinde mit einem Schuldenbeſtande 
belaſtet, oder der bereits vorhandene vergroͤßert wird; 

4) zu Veraͤnderungen in dem Genuſſe von Gemeindenutzungen (Wald, Weide, 

Haide, Torfſich und dergleichen). 


H. 50. 


Die freiwillige Veraͤußerung von Grundſtuͤcken ꝛc. (H. 49. Nr. 1.) darf 
nur im Wege der Lizitation auf Grund einer Taxe ſtattfinden. 
8 Zur Guͤltigkeit der Lizitation gehoͤrt: 
1) eine oͤffentlich auszuhaͤngende Ankuͤndigung und Ausruf; 
Y einmalige Bekanntmachung durch das Amtsblatt der Regierung oder 
durch ein im Kreiſe erſcheinendes Blatt; N 
3) eine Friſt von ſechs Wochen von der Bekanntmachung bis zum Lizita⸗ 
tionstermine, und 0 
4) Abhaltung dieſes Termins durch eine Juſtiz- oder Magiſtratsperſon. 
Bei Veraͤußerung von Grundſtuͤcken, welche nicht mit Gebaͤuden ei 
ind, 


Bi 


ſind, kann ein beglaubigter Auszug aus dem Grundſteuerkataſter die Stelle 
der Taxe vertreten, und wenn der Kataſtral-Reinertrag ſolcher Grundſtuͤcke 
0 Thaler nicht uͤberſteigt, die unter 2. erwaͤhnte Bekanntmachung unter⸗ 
eiben. 
Das Ergebniß der Lizitation iſt der Stadtverordnetenverſammlung mit⸗ 
zutheilen und kann nur mit deren Genehmigung der Zuſchlag ertheilt werden. 
f In beſonderen Faͤllen kann die Regierung auch den Verkauf aus freier 
Hand, ſowie einen Tauſch geſtatten, ſobald ſie ſich uͤberzeugt, daß der Vortheil 
der Gemeinde dadurch gefoͤrdert wird. 
Fuͤr die Hypothekenbehoͤrde genuͤgt zum Nachweiſe, daß der Vorſchrift 
ale Paragraphen genügt worden, die Beftätigung des Vertrages durch die 
egierung. 8 
Verpachtungen von Grundſtuͤcken und Gerechtſamen der Stadtgemeinden 
muͤſſen öffentlich an den Meiftbietenden geſchehen; Ausnahmen hiervon find nur 
mit Genehmigung der Aufſichtsbehoͤrde geſtattet. 


F. 51. 


Durch Gemeindebeſchluß kann die Erhebung eines Einzugsgeldes an⸗ 
geordnet und von deſſen Entrichtung die Niederlaſſung in der Gemeinde ($. 4. 
des Geſetzes vom 31. Dezember 1842. Nr. 2317.) abhängig gemacht werden. 

Außerdem kann von Allen, ſowohl von den Neuanziehenden als von de⸗ 
nen, welche der Gemeinde bereits angehoͤrig ſind, bei der Begruͤndung eines 
ſelbſtſtaͤndigen Hausſtandes eine Abgabe (Eintritts- oder Hausſtandsgeld) ge⸗ 
fordert, und von deren Entrichtung die Theilnahme an dem Bürgerrecht (H. 5.) 
abhaͤngig gemacht werden. 

Die Theilnahme an den Gemeindenutzungen (F. 49, Nr. 4.) kann außer⸗ 
dem von der Entrichtung einer jaͤhrlichen Abgabe und anſtatt oder neben der⸗ 
ſelben von Entrichtung eines Einkaufsgeldes abhaͤngig gemacht werden, durch 
deren Entrichtung aber die Ausuͤbung des Buͤrgerrechts niemals bedingt wird. 

Alle derartigen Beſchluͤſſe beduͤrfen der Genehmigung der Regierung. 

Beamte, denen in Folge dienſtlicher Verpflichtung ihr Aufenthalt in einem 
Stadtbezirke angewieſen iſt, ſind zur Entrichtung des Einzugsgeldes und des 
Hausſtandsgeldes nicht verpflichtet. 

Die mit dem Beſitze einzelner Grundſtuͤcke verbundenen oder auf fonfti- 
gen beſonderen Rechtstiteln beruhenden Nutzungsrechte ſind den Beſtimmungen 
dieſes Paragraphen nicht unterworfen. 


§. 52. 


Soweit die Einnahmen aus dem ſtaͤdtiſchen Vermoͤgen nicht hinreichen, 
um die durch das Beduͤrfniß oder die Verpflichtungen der Gemeinde erforder⸗ 
lichen Geldmittel zu beſchaffen, koͤnnen die Stadtverordneten die Aufbringung 
von Gemeindeſteuern beſchließen. - 

Dieſe konnen beftehen: / : 

I. 3 Zuſchlaͤgen zu den Staatsſteuern, wobei folgende Beſtimmungen 

gelten: f . 
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1) die Steuer fuͤr den Gewerbebetrieb im Umherziehen darf nicht be⸗ 
laſtet werden; 

2) bei den Zuſchlaͤgen zur Klaſſen- und klaſſifizirten Einkommenſteuer 
muß jedenfalls das außerhalb der Gemeinde belegene Grundeigen— 
thum außer Berechnung bleiben; 

3) die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich fuͤr Zuſchlaͤge zu 
den direkten Steuern, wenn der Zuſchlag entweder funfzig Pro— 
zent der Staatsſteuern uͤberſteigen, oder nicht nach gleichen Saͤtzen 
auf dieſe Steuern vertheilt werden ſoll. Zur Freilaſſung oder ge— 
ringeren Belaſtung der letzten Klaſſenſteuerſtufe bedarf es dieſer 

Genehmigung nicht. 

II. In beſonderen direkten oder indirekten Gemeindeſteuern, welche der Ge— 
nehmigung der Regierung beduͤrfen, wenn ſie neu eingefuͤhrt, erhoͤht oder 
in ihren Grundſaͤtzen verändert werden ſollen. Bei beſonderen Kommus 
nal⸗Einkommenſteuern iſt jedenfalls die sub I. 2. erwaͤhnte Beſchraͤnkung 
maaßgebend. Die beſtehenden direkten Kommunal-Einkommenſteuern 
0 einer erneuten Pruͤfung und Genehmigung der Regierung unter⸗ 
worfen. 


§. 53. 


Die Gemeinde kann durch Beſchluß der Stadtverordneten zur Leiſtung 
von Dienſten (Hand- und Spanndienſten) Behufs Ausführung von Gemeinde— 
arbeiten verpflichtet werden; die Dienſte werden in Geld abgeſchaͤtzt, die Ver⸗ 
theilung geſchieht nach dem Maaßſtabe der Gemeindeabgaben oder in deren 
Ermangelung nach dem Maaßſtabe der direkten Steuern. Abweichungen von 
dieſer Vertheilungsart beduͤrfen der Genehmigung der Regierung. Die Dienſte 
können, mit Ausnahme von Nothfaͤllen, durch taugliche Stellvertreter abgelei⸗ 
ſtet oder nach der Abſchaͤtzung an die Gemeindekaſſe bezahlt werden. 


$. 54. 


Bei Verwaltung der Gemeindewaldungen find die Verordnung vom 
24. Dezember 1816. und die in Gemaͤßheit derſelben erlaſſenen und zu er— 
laſſenden Reglements zu beachten. 


H. 55. 


Der Gemeindeeinnehmer wird von den Stadtverordneten gewaͤhlt, welche 
auch die von demſelben, ſowie von anderen Gemeindebeamten zu leiſtenden 
Kautionen zu beſtimmen haben. f 6 


Titel V. 
Von den Geſchaͤften des Magiſtrats. 
2 S 38 
Der Magiſtrat hat als Ortsobrigkeit und Gemeindeverwaltungsbehörde 
insbeſondere folgende Geſchaͤfte: 5 
a 10 Hudie 
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1) die Geſetze und Verordnungen, ſowie die Verfügungen der ihm vorge: 

ſetzten Behoͤrden, auszufuͤhren; 5 f 
2) die Beſchluͤſſe der Stadtverordnetenverſammlung vorzubereiten und, fo= 
175 er ſich mit denſelben einverſtanden erklaͤrt, zur Ausfuͤhrung zu 
ringen. 

Der Magiſtrat iſt verpflichtet, die Zuſtimmung und Ausfuͤhrung zu 
verſagen, wenn von den Stadtverordneten ein Beſchluß gefaßt iſt, wel⸗ 
cher deren Befugniſſe uͤberſchreitet, geſetz oder rechtswidrig ift, das Staats⸗ 
wohl oder das Gemeinde-Intereſſe verletzt. — In Fallen dieſer Art iſt nach 
den Beſtimmungen im H. 36. zu verfahren. Daſſelbe gilt für den Fall, 
wenn der Magiſtrat die Ernennung des gewählten Einnehmers (F. 55.) 
beanſtanden zu muͤſſen glaubt; 
die ſtaͤdtiſchen Gemeindeanſtalten zu verwalten und diejenigen, fuͤr welche 
beſondere Verwaltungen eingeſetzt find, zu beaufſichtigen; 
die Einkuͤnfte der Stadtgemeinde zu verwalten, die auf dem Etat oder 
beſonderen Beſchluͤſſen der Stadtverordneten beruhenden Einnahmen und 
1 anzuweiſen und das Rechnungs- und Kaſſenweſen zu uͤber⸗ 
wachen. 

Von jeder regelmaͤßigen Kaſſenreviſion iſt der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung Kenntniß zu geben, damit ſie ein Mitglied oder mehrere 
abordnen koͤnne, um dieſem Geſchaͤfte beizuwohnen; bei außerordentlichen 
Kaſſenreviſionen iſt der Vorſitzende oder ein von demſelben ein- für alle⸗ 
mal bezeichnetes Mitglied der Stadtverordnetenverſammlung zuzuziehen; 

5) 35 Eigenthum der Stadtgemeinde zu verwalten und ihre Rechte zu 
wahren; 

6) die Gemeindebeamten, nachdem die Stadtverordneten daruͤber vernommen 
worden, anzuſtellen und dieſelben, einſchließlich des Gemeindeeinnehmers 
(F. 55.), zu beaufſichtigen; die Anſtellung erfolgt, ſoweit es ſich nicht 
um voruͤbergehende Dienſtleiſtungen handelt, auf Lebenszeit, doch koͤnnen 
diejenigen Unterbeamten, welche nur zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen be⸗ 
ſtimmt ſind, auf Kuͤndigung angenommen werden; i 

7) die Urkunden und Akten der Stadtgemeinde aufzubewahren; 

8) die Stadtgemeinde nach außen zu vertreten und Namens derſelben mit 
Behoͤrden und Privatperſonen zu verhandeln, den Schriftwechſel zu fuͤh⸗ 
ren und die Gemeindeurkunden in der Urſchrift zu vollziehen. Die Aus⸗ 
fertigungen der Urkunden werden Namens der Stadtgemeinde von dem 
Buͤrgermeiſter oder ſeinem Stellvertreter guͤltig unterzeichnet; werden in 
denſelben Verpflichtungen der Stadtgemeinde uͤbernommen, ſo muß noch 
die Unterſchrift eines Magiſtratsmitgliedes hinzukommen; in Faͤllen, wo 
die Genehmigung der Aufſichtsbehoͤrde erforderlich iſt, muß dieſelbe in 
beglaubigter Form der gedachten Ausfertigung beigefuͤgt werden; 

9) die ſtaͤdtiſchen Gemeindeabgaben und Dienſte nach den Geſetzen und Be- 
ſchluͤſſen auf die Verpflichteten zu vertheilen, die Hebeliſten (Rollen) auf⸗ 

zuſtellen und, nachdem fie vom Buͤrgermeiſter vollſtreckbar erklärt find, 
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die Beitreibung zu verfügen. Die Hebeliſten muͤſſen, bevor dieſelben 
vollſtreckbar erklaͤrt werden, vierzehn Tage offen gelegt ſein. 


§. 57. 


g Der Magiſtrat kann nur beſchließen, wenn mehr als die Haͤlfte ſeiner 
Mitglieder zugegen iſt. 

Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 

Bei Stimmengleichheit iſt die Stimme des Vorſitzenden entſcheidend. 
Den Vorſitz fuͤhrt der Buͤrgermeiſter oder ſein Stellvertreter. Der Vorſitzende 
iſt verpflichtet, wenn ein Beſchluß des Magiſtrats deſſen Befugniſſe uͤberſchrei⸗ 
tet, geſetz⸗ oder rechtswidrig iſt, das Staatswohl oder das Gemeinde⸗Intereſſe 
verletzt, die Ausfuͤhrung eines ſolchen Beſchluſſes zu beanſtanden und die Ent⸗ 
ſcheidung der Regierung einzuholen. Der Beigeordnete nimmt auch außer dem 
Falle der Stellvertretung an den Verhandlungen und Beſchluͤſſen Theil. Bei 
Berathung uͤber ſolche Gegenſtaͤnde, welche das Privatintereſſe eines Mitglie⸗ 
des des Magiſtrats oder ſeiner Angehoͤrigen beruͤhren, muß daſſelbe ſich der 
Theilnahme an der Berathung und Abſtimmung enthalten, auch ſich waͤhrend 
der Berathung aus dem Sitzungszimmer entfernen. 8 


* H. 58. 


Der Buͤrgermeiſter leitet und beaufſichtigt den ganzen Geſchaͤftsgang bei 
der ſtaͤdtiſchen Verwaltung. 

In allen Faͤllen, wo die vorherige Beſchlußnahme durch den Magiſtrat 
einen nachtheiligen Zeitverluſt verurſachen wuͤrde, muß der Buͤrgermeiſter die 
dem Magiſtrat obliegenden Geſchaͤfte vorlaͤufig allein beſorgen, jedoch dem 
letzteren in der naͤchſten Sitzung, Behufs der Beſtaͤtigung oder anderweitiger 
Beſchlußnahme, Bericht erſtatten. 

Zur Erhaltung der noͤthigen Disziplin ſteht dem Buͤrgermeiſter das Recht 
zu, den Gemeindebeamten Geldbußen bis zu drei Thalern, und außerdem den 
unteren Beamten Arreſtſtrafen bis zu drei Tagen aufzulegen ($$. 15. 19. und 
20. des Geſetzes vom 21. Juli 1852., Gefeg-Sammlung S. 465.). 


H. 59. 


Zur dauernden Verwaltung oder Beaufſichtigung einzelner Geſchaͤfts⸗ 
zweige, ſowie zur Erledigung voruͤbergehender Auftrage, koͤnnen beſondere Des 
putationen entweder blos aus Mitgliedern des Magiſtrats, oder aus Mitglie⸗ 
dern beider Gemeindebehörden, oder aus letzteren und aus ſtimmfaͤhigen Buͤr⸗ 
gern gewaͤhlt werden. Zur Bildung gemiſchter Deputationen aus beiden Stadt⸗ 
behoͤrden iſt der uͤbereinſtimmende Beſchluß beider erforderlich. 

Zu dieſen Deputationen und Kommiſſionen, welche uͤbrigens in allen Be⸗ 
iehungen dem Magiſtrate NEBEN find, werden die Stadtverordneten und 
ſüimmfühigen Buͤrger von der Stadtverordnetenverſammlung gewaͤhlt, die Ma⸗ 

a giſtrats⸗ 
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giſtratsmitglieder dagegen von dem Buͤrgermeiſter ernannt, welcher auch unter 
letzteren den Vorſitzenden zu bezeichnen hat. 

Durch ſtatutariſche Anordnungen koͤnnen nach den eigenthuͤmlichen oͤrt⸗ 
lichen Verhaͤltniſſen beſondere Feſtſetzungen uͤber die Zuſammenſetzung der blei⸗ 
benden Verwaltungsdeputationen getroffen werden. 


H. 60. 


Alle Stadtgemeinden von großem Umfange oder von zahlreicher Bevoͤl⸗ 
kerung werden von dem Magiſtrate nach Anhoͤrung der Stadtverordneten in 
Ortsbezirke eingetheilt. 

Jedem Bezirke wird ein Bezirksvorſteher vorgeſetzt, welcher von den 
Stadtverordneten aus den ſtimmfaͤhigen Buͤrgern des Bezirks auf ſechs Jahre 
erwaͤhlt und vom Magiſtrate beſtaͤtigt wird. In gleicher Weiſe wird fuͤr den 
1 7 0 Verhinderung des Bezirksvorſtehers ein Stellvertreter deſſelben an- 

eſtellt. 

5 Die Bezirksvorſteher ſind Organe des Magiſtrats und verpflichtet, ſeinen 
Anordnungen Folge zu leiſten, ihn namentlich in den oͤrtlichen Geſchaͤften des 
Bezirks zu unterſtuͤtzen. 


$. 61. 


Jedes Jahr, bevor ſich die Stadtverordnetenverſammlung mit dem Haus⸗ 
haltsetat beſchaͤftigt, hat der Magiſtrat in oͤffentlicher Sitzung derſelben über 
die Verwaltung und den Stand der Gemeindeangelegenheiten einen vollſtaͤndi⸗ 
gen Bericht zu erſtatten. Tag und Stunde werden wenigſtens zwei freie Tage 
vorher in der Gemeinde bekannt gemacht. ji 


H. 62. 


Der Buͤrgermeiſter hat nach naͤherer Beſtimmung der Geſetze folgende 
Geſchaͤfte zu beſorgen: i 


I. wenn 10 Handhabung der Ortspolizei nicht Koͤniglichen Behoͤrden uͤber⸗ 
tragen iſt: 
1) die Handhabung der Ortspolizeij a 
2) die Verrichtung eines Huͤlfsbeamten der gerichtlichen Polizei; 
3) die Verrichtungen eines Polizeianwalts, vorbehaltlich der Befug⸗ 
niß der Behoͤrde, in den Faͤllen 2. und 3. andere Beamte mit die⸗ 
fen Geſchaͤften zu beauftragen. i . 

Dem Buͤrgermeiſter am Sitze eines Gerichts kann die Ver⸗ 
tretung der Polizeianwaltſchaft bei dem Gericht auch fuͤr die uͤbri⸗ 
gen Gemeinden des Gerichtsbezirks gegen angemeſſene Entſchaͤdi⸗ 
gung uͤbertragen werden, in deren Hinſicht naͤhere Beſtimmungen 
vorbehalten bleiben; 

II. alle oͤrtlichen Geſchaͤfte der Kreis⸗, Bezirks⸗, Provinzial⸗ und allgemei⸗ 
(Ir. 4400.) nen 
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nen Staatsverwaltung, namentlich auch das Führen der Perſonenſtands⸗ 


Regiſter, ſofern nicht andere Behoͤrden dazu beſtimmt ſind. 


Einzelne dieſer unter I. und II. erwähnten Geſchaͤfte koͤnnen mit Ge⸗ 
nehmigung der Regierung einem andern Magiſtratsmitgliede uͤbertragen werden. 


$. 63. 


In Betreff der Befugniß der Stadtbehoͤrden, ortspolizeiliche Verordnun⸗ 
gen zu erlaſſen, kommen die darauf bezuͤglichen Geſetze zur Anwendung. 


Titel VI. 
Von den Gehaͤltern und Penſionen. 


H. 64. 


— 


Der Normaletat aller Beſoldungen wird von dem Magiſtrate entwor⸗ 


fen und von den Stadtverordneten feſtgeſetzt. 

Iſt ein Normal-Beſoldungsetat überhaupt nicht, oder nur für einzelne 
Theile der Verwaltung feſtgeſtellt, ſo werden die in ſolcher Weiſe nicht vor⸗ 
geſehenen Beſoldungen vor der Wahl feſtgeſetzt. 

Hinſichtlich der Buͤrgermeiſter und der beſoldeten Magiſtratsmitglieder 
unterliegt die Feſtſetzung der Beſoldungen in allen Faͤllen der Genehmigung 
der Regierung. Die Regierung iſt eben ſo befugt, als verpflichtet, zu verlan⸗ 
gen, daß ihnen die zu einer zweckmaͤßigen Verwaltung angemeſſenen Beſol— 
dungsbetraͤge bewilligt werden. 

Den Beigeordneten, ſofern ihnen nicht eine Beſoldung beſonders beige⸗ 
legt iſt (§. 34.) koͤnnen mit Genehmigung der Regierung feſte Entſchaͤdigungs⸗ 
Betraͤge bewilligt werden. 

Schoͤffen und Stadtverordnete erhalten weder Gehalt noch Remunera— 
tion und iſt nur die Verguͤtung der baaren Auslagen zulaͤſſig, welche fuͤr ſie 
aus der Ausrichtung von Auftraͤgen entſtehen. 


H. 65. 


Den nicht auf Lebenszeit angeſtellten Buͤrgermeiſtern und den beſoldeten 
Mitgliedern des Magiſtrats ſind, ſofern nicht mit Genehmigung der Regierung 
eine Vereinbarung wegen der Penſion getroffen iſt, bei eintretender Dienſtun⸗ 
fähigkeit, oder wenn fie nach abgelaufener Wahlperiode nicht wieder gewählt 
werden, folgende Penſionen zu gewaͤhren: f 

ein Viertel des Gehalts nach ſechsjaͤhriger Dienſtzeit, 
die Halfte des Gehalts nach zwoͤlfjaͤhriger Dienſtzeit, 
zwei Drittel des Gehalts nach vierundzwanzigjaͤhriger Dienſtzeit. 
Die beſoldeten Gemeindebeamten, welche auf Lebenszeit angeſtellt 
ſind, erhalten, inſofern nicht mit den Beamten ein Anderes verabredet 
a 5 wor⸗ 
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worden iſt, bei eintretender Dienſtunfaͤhigkeit Penſion nach denſelben Grund⸗ 
fägen, welche bei den unmittelbaren Staaksbeamten zur Anwendung kommen. 

Ueber die Penſionsanſpruͤche der Buͤrgermeiſter, der beſoldeten Magi⸗ 
ſtratsmitglieder und der uͤbrigen beſoldeten Gemeindebeamten entſcheidet in ſtrei⸗ 
tigen Faͤllen die Regierung. Gegen den Beſchluß der Regierung, ſoweit ders 
ſelbe ſich nicht auf die Thatſache der Dienſtunfaͤhigkeit oder darauf bezieht, 
welcher Theil des Dienſteinkommens als Gehalt anzuſehen ſei, findet die Be⸗ 
rufung auf richterliche Entſcheidung ſtatt. Ungeachtet der Berufung ſind die 
feſtgeſetzten Betraͤge vorläufig zu zahlen. ’ 

Die Penſion fallt fort, oder ruht inſoweit, als der Penſionirte durch 
anderweitige Anſtellung im Staats- oder Gemeindedienſte ein Einkommen 
oder eine neue Penſion erwirbt, welche, mit Zurechnung der erſten Penfion, 
fein fruͤheres Einkommen uͤberſteigen. 


Titel VII. 
Von dem Gemeindehaushalte. 


$. 66, 


Ueber alle Ausgaben, Einnahmen und Dienfte, welche ſich im Voraus 
beſtimmen laſſen, entwirft der Magiſtrat jaͤhrlich ſpaͤteſtens im September einen 
Haushaltsetat. Mit Zustimmung der Stadtverordneten kann die Etatsperiode 
bis auf drei Jahre verlaͤngert werden. ö 

Der Entwurf wird acht Tage lang, nach vorheriger Verkuͤndigung, in 
einem oder mehreren von dem Magiſtrate zu beſtimmenden Lokalen zur Einſicht 
aller Einwohner der Stadt offen gelegt und alsdann von den Stadtverordne⸗ 
ten feſtgeſtellt. Eine Abſchrift des Etats wird ſofort der Aufſichtsbehoͤrde 
eingereicht. 
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Der Magiſtrat hat dafuͤr zu ſorgen, daß der Haushalt nach dem Etat 
gefuͤhrt werde. Ausgaben, welche außer dem Etat geleiſtet werden ſollen, be⸗ 
dürfen der Genehmigung der Stadtverordneten. 


H. 68. 


„„Die Gemeindeabgaben und die Geldbetraͤge der Dienfte (F. 53.), fowie 
die Abgaben fuͤr die Theilnahme an den Nutzungen (F. 51.) und die ſonſtigen 
e werden von den Saͤumigen im Steuer-⸗Exekutionswege bei⸗ 
getrieben. 


H. 69. 


Die Jahresrechnung iſt von dem Einnehmer vor dem 1. Mai des fol⸗ 
(Nr. 4400.) genden 


genden Jahres zu legen und dem Magiſtrate einzureichen. Dieſer hat die 
Rechnung zu revidiren und ſolche mit feinen Erinnerungen und Bemerkungen, 
den Stadtverordneten zur Pruͤfung, Feſtſtellung und Entlaſtung vorzulegen. 
n Nach erfolgter Feſtſetzung der Rechnung wird dieſelbe waͤhrend vierzehn 
Tage zur Einſicht der Gemeindeglieder offen gelegt. f 


§. 70. 


Die Feſtſtellung der Rechnung muß vor dem 1. September bewirkt ſein. 

Der Magiſtrat hat der Aufſichtsbehoͤrde ſofort eine Abſchrift des Feſt⸗ 
ſtellungsbeſchluſſes vorzulegen. 

Durch ſtatutariſche Anordnungen koͤnnen auch andere Friſten, als vor⸗ 
funden fuͤr die Legung und Feſtſtellung der Rechnung beſtimmt ſind, feſtgeſetzt 
werden. 


1. 


Ueber alle Theile des Vermoͤgens der Stadtgemeinde hat der Magiſtrat 
ein Lagerbuch zu führen. Die darin vorkommenden Veränderungen werden 
den Stadtverordneten bei der Rechnungsabnahme zur Erklaͤrung vorgelegt. 


Titel VIII. 


Von der Einrichtung der ſtaͤdtiſchen Verfaſſung ohne kollegia⸗ 
liſchen Gemeindevorſtand. f 


§. 72. 


In Staͤdten, wo die Gemeindevertretung durch einen, nach zweimal, mit 
einem Zwiſchenraum von mindeſtens acht Tagen, vorgenommener Berathung 
zu faſſenden Beſchluß darauf antraͤgt, kann unter Genehmigung der Regierung 
die Einrichtung getroffen werden, daß ſtatt des Magiſtrats nur ein Bürger: 
meiſter, welcher auch den Vorſitz in der Stadtverordnetenverſammlung mit 
Stimmrecht zu fuͤhren hat, und zwei oder drei Schoͤffen reſp. ein Beigeordne⸗ 
ter, welche den Buͤrgermeiſter zu unterſtuͤtzen und in Verhinderungsfaͤllen zu 
vertreten haben, gewaͤhlt werden. : 


H. 73. 


ER Wird eine Einrichtung diefer Art (F. 72.) getroffen, fo gehen alle Rechte 
und Pflichten, welche in den Vorſchriften der Titel I. bis VII. dem Magiſtrat 
beigelegt ſind, auf den Buͤrgermeiſter mit denjenigen Modifikationen uͤber, welche 
ſich als nothwendig daraus ergeben, daß der Buͤrgermeiſter zugleich ſtimmbe⸗ 
rechtigter Vorſitzender der Stadtverordnetenverſammlung iſt. Demſelben ſteht 
inſonderheit ein Recht der Zuſtimmung zu den Beſchluͤſſen der Stadtverordne⸗ 
ten nicht zuz er iſt aber in den im zweiten Satze unter 2. des H. 56, bezeich⸗ 
f neten 
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neten Fallen die Ausführung der Beſchluͤſſe der Stadtverordnetenverſammlung 
zu beanſtanden und, wenn dieſe bei nochmaliger Berathung bei ihrem Be⸗ 


ſchluſſe beharrt, die Entſcheidung der Regierung einzuholen verpflichtet. Im 
Uebrigen finden bei den Staͤdten, welche die gedachte Einrichtung angenommen 
haben, die Vorſchriften der Titel I. bis VII. gleichfalls, jedoch mit der Maaß⸗ 
gabe Anwendung, daß die Schoͤffen zugleich Stadtverordnete ſein koͤnnen. 


Titel IX. 


Von der Verpflichtung zur Annahme von Stellen und von dem 


Ausſcheiden aus denfelben wegen Verluſtes des Buͤrgerrechts. 


H. 74. 


Ein jeder ſtimmfaͤhiger Bürger iſt verpflichtet, eine unbeſoldete Stelle in 
der Gemeinde⸗Verwaltung oder Vertretung anzunehmen, ſowie eine angenom⸗ 
mene Stelle mindeſtens drei Jahre lang zu verſehen. 

Zur Ablehnung oder zur fruͤheren Niederlegung einer ſolchen Stelle be⸗ 
rechtigen nur folgende Entſchuldigungsgruͤnde: 


1) anhaltende Krankheit; 

— nen die eine haͤufige oder lange dauernde Abweſenheit mit ſich 
ringen; 

3) ein Alter über ſechszig Jahre; 5 

4) die früher ſtattgehabte Verwaltung einer unbeſoldeten Stelle fuͤr die 
nächften drei Jahre; 

5) die Verwaltung eines andern Öffentlichen Amts; 

6) aͤrztliche oder wundaͤrztliche Praxis; 

7) ſonſtige beſondere Verhaͤltniſſe, welche nach dem Ermeſſen der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung eine gültige Entſchuldigung begruͤnden. 


Wer ſich ohne einen dieſer Entſchuldigungsgruͤnde weigert, eine unbe⸗ 
ſoldete Stelle in der Gemeinde⸗Verwaltung oder Vertretung anzunehmen, oder 
die noch nicht drei Jahre lang verſehene Stelle ferner zu verſehen, ſowie der⸗ 
jenige, welcher ſich der Verwaltung ſolcher Stellen thatſaͤchlich entzieht, kann 
durch Beſchluß der Stadtverordneten auf drei bis ſechs Jahre der Ausuͤbung 
des Buͤrgerrechts verluſtig erklaͤrt und um ein Achtel bis ein Viertel ſtaͤrker 
jr den direkten Gemeindeabgaben herangezogen werden. Dieſer Beſchluß be⸗ 
arf der Beſtaͤtigung der Auffichtsbehörde (F. 76.) 

$. 75. 

Wer eine das Bürgerrecht vorausſetzende Stelle in der Verwaltung oder 
Vertretung der Stadtgemeinde bekleidet, ſcheidet aus derſelben aus, wenn er 
des Buͤrgerrechts verluftig geht; im Falle des ruhenden Buͤrgerrechts tritt die 
Suspenſton ein (F. 7.). . 5 ee 

Die zu den bleibenden Verwaltungsdeputationen gewählten ſtimmfähigen 

Jahrgang 1856. (Fr. 4400) 35 Buͤrger 
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Bürger (§. 59.) und andere von der Stadtverordnetenverſammlung auf eine 
beſtimmte Zeit gewaͤhlten unbeſoldeten Gemeindebeamten, zu denen jedoch die 
Schöffen nicht zu rechnen find, koͤnnen durch einen uͤbereinſtimmenden Beſchluß 
des Magiſtrats und der Stadtverordneten auch vor Ablauf ihrer Wahlperiode 
von ihrem Amte entbunden werden. 


Titel KX. f 
Von der Oberaufſicht über die Stadtverwaltung. 
§. 76. 


Die Aufſicht des Staates uͤber die ſtaͤdtiſchen Gemeindeangelegenheiten 
wird, ſoweit nicht durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes ein Anderes ausdruͤck⸗ 
lich beſtimmt iſt, bei Staͤdten von mehr als 10,000 Einwohnern von der Re— 
gierung, bei den übrigen Staͤdten in erſter Inſtanz von dem Landrathe, in 
zweiter Inſtanz von der Regierung ausgeuͤbt. 
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Gegen die Entſcheidung der Stadtbehoͤrden findet, wo die Aufſicht dem 
Landrathe zuſteht, der Rekurs an den Landrath, ſonſt aber an die Regierung 
ſtatt; gegen die Entſcheidung des Landraths iſt der Rekurs an die Regierung 
und gegen die Entſcheidung der Regierung der Rekurs an den Oberpraͤſidenten 
ulaͤſſig. 5 
5 Der Rekurs muß in allen Inſtanzen innerhalb einer Praͤkluſtofriſt von 
vier Wochen nach der Zuſtellung oder Bekanntmachung der Entſcheidung ein⸗ 
gelegt werden, inſofern nicht die Einlegung des Rekurſes durch Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes an andere Friſten geknuͤpft iſt. 


H. 78. 


Wenn die Stadtverordneten einen Beſchluß gefaßt haben, welcher deren 
Befugniſſe uͤberſchreitet, geſetz- oder rechtswidrig iſt, oder das Staatswohl ver⸗ 
letzt, fo iſt die Aufſichtsbehoͤrde ebenſo befugt als verpflichtet, den Vorſtand 
der Gemeinde zur vorläufigen Beanſtandung der Ausführung zu veranlaſſen. 
Dieſer hat hiervon die Stadtverordneten zu benachrichtigen und uͤber den Ge— 

enſtand des Beſchluſſes ſofort an die Regierung zu berichten. Die Regierung 
at ſodann ihre Entſcheidung unter Anfuͤhrung der Gruͤnde zu geben. 


: $. 79, 


Wenn die Stadtverordneten es unterlaſſen oder verweigern, die der Ge— 
meinde geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haushaltsetat zu bringen oder 
außerordentlich zu genehmigen, ſo laͤßt die Regierung unter Anfuͤhrung des 

Geſetzes 
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Geſetzes die Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken, oder ſtellt be⸗ 
ziehungsweiſe die außerordentliche Ausgabe feſt. 


$. 80. 


In den Fällen der HH. 78. und 79. ſteht den Stadtverordneten gegen 
die Entſcheidung der Regierung der Rekurs an den Oberpraͤſidenten innerhalb 
zehn Tagen zu. 


H. 81. 


D.urch Königliche Verordnung auf den Antrag des Staatsminiſteriums 
kann eine Stadtverordnetenverſammlung aufgeloͤſt werden. Es iſt ſodann eine 
Neuwahl derſelben anzuordnen, und muß dieſe binnen ſechs Monaten vom 
Tage der Aufloͤſungsverordnung an erfolgen. Bis zur Einfuͤhrung der neu 
gewaͤhlten Stadtverordneten ſind deren Verrichtungen durch beſondere, von dem 
Miniſter des Innern zu beſtellende Kommiſſarien zu beſorgen. 
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In Betreff der Dienſtvergehen der Bürgermeifter, der Mitglieder des 
Vorſtandes und der ſonſtigen Gemeindebeamten kommen die darauf bezuͤglichen 
Geſetze zur Anwendung. i 


Titel XI. 
Ausfuͤhrungs- und Uebergangs beſtimmungen. 
H. 8 


Die zur Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen werden 
von dem Miniſter des Innern getroffen. 8 ; 


H. 84. 


In Staͤdten, wo die Gemeinde-Ordnung vom 11. Maͤrz 1850. bereits 
eingefuͤhrt iſt, tritt die gegenwaͤrtige Staͤdte-Ordnung ſogleich nach ihrer Ver⸗ 
kuͤndigung in Kraft und an die Stelle jener Gemeinde-Ordnung; die auf Grund 
der letzteren gewaͤhlten Buͤrgermeiſter, Beigeordneten und Schoͤffen, ſowie die 
Mitglieder des Gemeinderaths, dieſe als Stadtverordnete, verbleiben jedoch in 
ihren Stellen bis zum Ablauf der Periode, fuͤr welche ſie gewaͤhlt worden ſind, 
und behalten, ſoweit ſie eine beſoldete Stelle bekleiden, ihre bisherigen Beſol— 
dungen und Penfionsanfprüche, 5 


H. 85. 


Auch in den Städten, wo die revidirte Staͤdte-Ordnung vom 17. März 
(Fr. 4400.) 8 


ME 


1831. noch in Geltung iſt, tritt die gegenwärtige Staͤdte-Ordnung fogleich nach 
ihrer Verkündigung in Kraft; doch bleiben die auf Grund der revidirten Staͤdte⸗ 
Ordnung vom 17. Maͤrz 1831. gewaͤhlten Buͤrgermeiſter, Magiſtratsmitglieder 
und Stadtverordneten bis zum Ablauf der Periode, fuͤr welche ſie gewaͤhlt 
worden ſind, in ihren Stellen, und behalten, wenn ſie eine beſoldete Stelle be— 
kleiden, ihre bisherigen Beſoldungen und Penſionsanſpruͤche. i 
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Alle Gemeindebeamten ($$. 55. 56. Nr. 6. und 60.) find in ihren 
Aemtern und Einkuͤnften zu belaſſen, und behalten ihre bisherigen Penſions— 
Anſpruͤche. 

H. 87. 


Die Verhaͤltniſſe der vormals unmittelbaren Deutſchen Reichsſtaͤnde in 
Beziehung auf die in ihren vormaligen reichsunmittelbaren Gebieten gelege⸗ 
5 0 bleiben beſonderer Regulirung im Wege Koͤniglicher Verordnung 
vorbehalten. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 8 
Gegeben Charlottenburg, den 19. Maͤrz 1856. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
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